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Niederlauſitz S. 60 
Rechuungsjahr 1906. 


N Hierbei eine Sonderbeilage, 
zulage⸗Kaſſe für die Lehrer und Lehrerinnen des 


enthaltend den Verteilungsplan der Alters⸗ 
Regierungsbezirks Frankfurt a. Oder für das 


Bekanntmachung 
des Königlichen Provinzialſteuerdirektors. 
173. Der Bundesrat hat in der Sitzung vom 
17. Januar d. Js., § 44 der Protokolle, beſchloſſen, 
hinter Abſatz 1 der Ziffer 6 der Ausführungsbe⸗ 
flimmungen zum Wechſelſtempelſteuergeſetz folgenden 
neuen Abſatz 2 einzufügen: 

„Die Beſiimmung des Abſ. 1 Satz 1 findet 

keine Anwendung, wenn vom Ausland auf das 

Inland gezogene Wechſel, nachdem ſie mit einer 

ordnungsmäßig verwendeten Wechſelſtempel⸗ 

marke im geſetzlichen Betrage verſehen worden 
waren, im Auslande weiter begeben und die 
ausländiſchen Indoſſamente nicht unterhalb der 

Deutſchen Reichsſtempelmarke niedergeſchrieben 

worden find.“ 

Berlin, den 25. Februar 1907. 

Der Provinzialſteuerdirektor. von Schmidt. 
Bekanntmachung des 
Landes direktors der Provinz Brandenburg. 
174. Wahlen zum Direkiorialrat der Land⸗ 
ſeuerſozietät der Provinz Brandenburg. 

Von dem Brandenburgiſchen Provinzialland⸗ 
tage ſind zum Direktorialrat der Landfeuerſozietät 
für die bie zur Neuwahl im Jahre 1913 laufende 
ſechsjährige Wahlperiode wiedergewählt worden: 

a) als Mitglieder: 

der Landrat von Tres kow⸗Berlin, 

„der Landrat von Bockelberg Schönow, 

„der Amtsvorſteher Krüger Kolkwitz, 

der Rittergutsbefiger von Arnim⸗Neuenſund, 

der Wirkl. Geh. Ober⸗Reg.⸗Rat von Loebell: 
Berlin, 

an Stelle des erkrankten Amtsvorſtehers 
Haſchke Cahnsdorf ift der bisherige Stell⸗ 
vertreter, Amtsvorſteher Verch in Vordamm, 
gewählt. 


Q 


b) als Stellvertreter: 
der Rittmeister Krahmer⸗Belgen, 
- ber Königl. Oekonomlerat Kar be Kurtſchom, 
der Landrat Graf Finck von Findenftein- 

Maiſchdorf, 
der Standesherr Graf von Brübl⸗Pförten, 
der Maſoratsbeſitzer Graf von Arnim⸗Boltzen⸗ 

urg, 
an Selle des Amtsvorſtehers Verch in Vor⸗ 

damm der Gemeindevorſteher Eteinhauff in 

Krieſcht. 

Berlin, den 4. März 1907. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
Verordunngen und Bekanntmachungen der 
Rduiglichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
175. Vom 1. April 1907 ab tritt in Kraft 
folgender 


sp oaw- 


Tarif 

für die Warthefähranſtalt bei Clementenſchleuſe. 
Es wird entrichtet für das Ueberſetzen: 
I. Von Perſonen einſchließlich deſſen, 
was fie tragen, für jede Perſon 
Die Führer der Gefährte, für welche 
die Abgabe zu III., V. und VI. gezahlt 
wird, ſind frei, ebenſo wer Tiere, für 
welche die Abgabe zu II entrichtet 

wird, reitet, führt oder treibt. 

II. Von Tieren 
a) für ein Pferd, Maultier oder einen 
Mauleſel RR 10 
b) 5 ein Stück Rindvieh oder einen 
el 
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e) für ein Stück Kleinvieh (Fohlen, 
Kalb, Schaf, Ziege, Schwein und 
dergl.), das frei geführt oder ge⸗ 
trieben wirm eo A 

12 


8 


d. für Federvieh, welches getrieben 
wird, für je 10 Stück 
(unter 10 Stüd find frei) 

Wird Vieh auf einem Fuhr⸗ 

werke oder in einem Tragkorbe 
übergeſetzt, ſo wird eine beſondere 
Abgabe dafür nicht erhoben. 

Von Fuhrwerken neben der Abgabe 

zu LI. für das Geſpann 

a) für ein beladenes 

b) für ein unbeladenes 

Von Handwagen, Handſchlitten oder 

Handkarren (beladen oder unbeladen) 

und von Fahrrädern neben der Ab⸗ 

gabe zu I. für die begleitenden Per⸗ 

e RE 5 

„Von Kraftwagen zum Fortſchaffen 

von Perſonen 

1) mit mehr als 4 Sitzplätzen 

2) mit 4 und weniger Sitzplätzen 

Als Sitzplätze in dieſem Sinne 
werden nur die dauernd eingebauten 
feſten Sitzgelegenheiten einſchließ⸗ 
lich des Sitzes für den Wagen⸗ 
führer angeſehen. 

Von Kraftwagen zum Fortſchaffen 

von Laſten 

1) be aden 

2) unbe laden 

Als „beladen“ ſind die unter 
III. und VI. genannten Fuhrwerke 
und Kraftwagen anzuſehen, wenn 
ſich außer dem Zubehör, dem 
Futter für höchſtens 3 Tage und 
den zur Krafterzeugung erforder⸗ 
lichen Stoffen an anderen Gegen⸗ 
ſtänden mehr als 100 kg befinden. 

VII. Von unverladenen Gegenſtänden 

wird die Abgabe erhoben, welche die 

Perſonen, die Gefährte und die Tiere 

treffen würde, durch welche ſie zur 

Fährſtelle gebracht worden ſind. 

Wenn die Warthe bei lagernder Eis⸗ 

decke paſſiert werden kann, fo wird 

die Hälfte der vorſtehenden Sätze ent⸗ 
richte. Der Fährmann hat dafür 

Bahn zu machen und die Reiſenden 

überzubringen. 

Befreiungen. 

Von Entrichtung des Ueberfahrtsgeldes ſind 

befreit: 

1. Fuhrwerke, Kraftwagen und Tiere, die den 
Hofhaltungen des Königlichen Hauſes, des fürſtlichen 
Haufe Hohenzollern oder den Königlichen Geſrüten 
angehören. 

2. Kommandierte Militärperſonen, zur Fahne 
einberufene Landwehrmänner, Reſerviſten oder Re⸗ 
kruten, Fuhrwerke, Kraftwagen und Tiere, die dem 
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III. 
| 20 „ 


10. % 
IV. 


J, 
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VI. 


30 = 
20 „ 


VIII. 


Heere oder den Truppen auf dem Marſche angehören, 
Kriegsgeſpann und Kriegslieferungen. 

3. Landwehrmänner und Reſerviſten, die zu 
oder von Kontrollverſammlungen kommen, ſowie 
Pferde, die auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
vom 13. Juli 1873 zu oder von den Vormuſterungs⸗, 
Muſterungs⸗ oder Aushebungsplätzen gebracht werden. 

4. Oeffentliche Beamte, deren Tiere und Fuhr⸗ 
werke bei Dienſtreiſen, wenn ſie ſich gehörig aus⸗ 
weiſen, Steuer-, Polizei: und Strombaubeamte in 
Dienſtanzug auch ohne beſonderen Ausweis, Pfarrer 
und Kirchendiener bei Amtsverrichtungen innerhalb 
der Parochie. Befreit ſind auch leere Fuhrwerke, 
wenn fie entweder zur Beförderung ſolcher Perſonen 
gedient haben oder demnächſt dienen ſollen. 

5. Fuhren für unmittelbare Rechnung des 
Deutſchen Reichs oder des Preußiſchen Staates. 

6. Die ordentlichen Poſten nebſt deren Bei⸗ 
wagen, die von Ponbeförderungen leer zurückkommenden 
Poſtfuhrwerke und Poſtpferde, Briefträger und Poſt⸗ 
voten, ferner die Perſonenfuhrwerke, die durch Privat⸗ 
unternehmer eingerichtet und als Erſatz für ordent⸗ 
liche Poſten ausſchließlich zur Beförderung von Reiſen⸗ 
den und deren Gepäck und von Poſtſendungen benutzt 
werden. 

7. Hilfsfuhren bei Feuersbrünſten und ähnlichen 
Notſtänden. 

Frankfurt a. O., den 26. Februar 1907. 

Der Regierun.spräfident. von Valentini. 
176. Der von dem Rentner Otto Haacke in 
Berlin unter dem Namen „Otto Haacke⸗Stiftung“ 
zu Schlabendorf im Kreiſe Luckau begründeten 
Stiftung mit einem Kapitale von 25000 Mark iſt 
die landesherrliche Genehmigung erteilt worden. 

Frankfurt a. O, den 27. Februar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
177. Nachdem eine größere Zahl von Gewerbe⸗ 
treibenden die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der Buchhandlungen 
und der Geſchäfte, welche Papier⸗ und Schreib: 
waren führen, in der Stadtgemeinde Landsberg a. W. 
beantragt hat, wird hiermit bekonnt gemacht, daß 
der Herr Oberbürgermeiſter in Landsberg a. W. 
von mir zum Kommiſſar behufs Feſtſtellung der 
gemäß § 139 Abiatz 2 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 erforderlichen Zahl 


von einem Drittel der beteiligten Geſchäftsinhaber 


ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 28. Februar 1907. 
Der Regierungspräſident. von Valentini. 
178. 
Dritteln der beteiligten Geſchäfteinhaber geſtellt 
worden iſt, ordne ich nach Anhörung des Magiſtrats 


Nachdem ein Antrag von mehr als zwei f 


gemäß § 139 f Abſatz 1 der Gewerbeordnung in der 


Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Siadtgemeinde 
Landsberg a. W. hierdurch an, daß die offenen 
Verkaufsſiellen der Schuhwarengeſchäfte. vorbehalilich 


der nach § 189 6 zugelaſſenen verlängerten Ver? 
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kaufszeit während des ganzen Jahres von 8 Uhr 
abends ab für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen 
ſein müſſen. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 28. Februar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
179. Die bevorſtehende Frühlahrsbeſiellung 
fördert häufig Ueberreſte der Vorzeit, wie Gräber⸗ 
ſelder, Urnen und andere wiſſenſchaftlich wertvolle 
Fundſſücke, zu Tage, welche durch die Unkenntnis 
der Finder zerſtört werden. 

Im Intereſſe der Erhaltung dieſer vorgeſchicht⸗ 
lichen Denkmäler weiſe ich darauf hein, daß der 
wiſſenſchaftliche Wert eiwaiger Funde nur dann ganz 
zur Geliung kommen kann, wenn der Fund unberührt 
bleibt. Derartige Fundſtücke befigen nur felten 
einen größeren Geldwert und insbeſondere enthalten 
die Urnen erfahrungsgemäß niemals Gold oder 
ſonſtige Wertgegenitände. 

Ich empfehle den Findern auf das dringendſte, 
Fundſtücke nicht felbft zu berühren, ſondern für deren 
Hebung und Verwertung nur nach Anzeige bei dem 
Königlichen Landrateamie unter Zuziehung des 
Kreisbaubeamten Sorge zu tragen. 

Frankfurt a. O., den 8. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
180. Aa Stelle des ausgeſchiedenen General⸗ 
konſuls Heinrich Meibel iſt der Fabrikbeſitzer 
Dr. phil. Erich Kunbeim in Berlin zum italieni⸗ 


ſchen Konſul für die Provinzen Brandenburg uſw. 
ernannt worden. 


Frankfurt a. O., den 4. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
181. Die Herren Minifter der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinalangelegenheiten und des Innern 
haben den Zweigvereinen des Vaterländischen Frauen⸗ 
vereins (Hauptvereins) für das Amt Kirchhundem 
und Meggen in Altenhundem, Provinz Weſtfalen, in 
Eldagſen⸗Wülfinghauſen, Provinz Hannover, und in 
Hermsdorf i. M., Prooinz Brandenburg, die Erlaubnis 
zum Gebrauch des Roten Kreuzes erreilt. 

Frankfurt a. O., den 5. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini 

Parochialregulierungs⸗Urkunde. 
182. Mit Genehmigung des Herrn Miniſters 
der geifilichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegen⸗ 
heiten und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrats, 
ſowie nach Anhörung der Beteiligten wird von 
den unterzeichneten Behörden hierdurch folgendes 
feſtgeſetzt: 

8 1. Die evangeliſchen Kirchengemeinden Neuen: 
hagen und Bralig, Kreis Königsberg Rm. und Didsefe 
Königsberg Nm. I, werden aus der pfarramtlichen 
Verbindung mit der Kirchengemeinde Ali⸗Glietzen, 
Diözeſe Königsberg Nm. I, gelöſt. 

§ 2. Für die Kirchengemeinden Neuenhagen 
und Bralitz wird eine Pfarrstelle mit dem Amisſiz 
in Bralitz errichtet. 


8 3. Dieſe Urkunde tritt am 1. April 1907 


in Kraf 


raft. 
Berlin, den 14. Februar 1907. 
L 


(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 
K. V. Nr. 664. gez. Steinhauſen. 


Frankfurt a. O, den 21. Februar 1907. 
(L. S 


Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


II. A. 660/07. gez. von Schrötter. 
183. 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters 
der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegen⸗ 
heiten und des Evangeliſchen ObersRirdjenrats, ſowie 


nach Anhörung der Beteiligten wird von den unter⸗ 


zeichneten Behörden hierdurch folgendes feſigeſetzt: 

8 1. Die Kirchengemeinde Dobriſiroh, Diözeſe 
Calau, wird aus ihrer pfarramtlichen Verbindung 
mit den Kirchengemeinden Wormlage und Saal⸗ 
hauſen, Diözeſe Calau, gelöſt. 

8 2. In der Kirchengemeinde Dobriſtroh wird 
eine Pfarrſtelle errichtet 

$ 3. Dieſe Urkunde tritt am 1. April 1907 
in Kraft. 

Berlin, den 15. Februar 1907. 

(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 
K. VI. 713. gez. Steinhauſen. 
Frankfurt a. O., er 3 Februar 1907. 


Königliche Regierung; 

Abteilung für Kirchen: und Schulweſen. 
2 A. 651/07. gez. v. Schroetter. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 

Berfendung von Paketen während der Oſterzeit. 
184. Die Vereinigung mehrerer Pakeie zu einer 
Poſtpaketadreſſe iſt für die Zeit vom 24 bis ein⸗ 
ſchließlich 31. März im inneren deutichen Verkehr 
nicht geſtattet. Auch für den Auslandverkehr 
empfiehlt es ſich im Intereſſe des Publikums, 
während dieſer Zeit zu jedem Pakete beſondere 
Begleitpapiere auszufertigen. 
Berlin Ws, den 5. März 1907. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtam ts. 
Im Auftrage: Gieſeke. 

Perſonal⸗Nachrichten. 
185. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 

Januar 1907. 

J. Richterliche Beamte. 
Ernannt ift zum Senatspräſidenten bei dem 
Kammergericht der Landgerichtepräſident Dr. Koffka 
aus Oppeln, zum Landgerichtepräfiventen in Oppeln 
der Landgerichtsdirektor Dr. Leuſchner vom Land⸗ 
gericht I in Berlin. Der Rammergerihtsrat Buſch 
ift infolge feiner Ernennung zum Reichsgerichtorat 
aus dem preußiſchen Juſtizdienſt geſchieden. 
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Aral 5, 
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Dem Landgerichtsrat Niemir vom Landgericht It 


in Berlin iſt die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung mil 
Penſton erteilt. 


Verſetzt find: Der Amtsrichter Keilhack vom 


Amtsgericht Zehden an das Amtsgericht Kalkberge, 
der Amtsrichter 
Seelow an das Amtsgericht Oranienburg, der Amts⸗ 
richter Rubehn 


räte Dr. Béringuier und Kunze vom Landgericht 1 
Berlin an das Amtegericht Berlin⸗Mitte, der Amts⸗ 
gerichtsrat Dr. Aſcher in Senftenberg als Land⸗ 
gerichtsrat und der Amtsrichter Scheifers in 
Schrimm als Landrichter an das Landgericht! Berlin, 
der Landrichter Redlich vom Landgericht I Berlin 
nach Marburg. 

Zum Landrichter iſt ernannt: Der Staatsanwalt 
Muſiol von der Staatsanwaltſchaft I bei dem Land⸗ 
gericht I in Berlin. 

Zu Amtsrichtern ſind ernannt die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren: Dr. Spangenberg in Belzig, See: 
mann in Cöpenick, Adolf Eruſt in Beeskow. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die Referendare 
Gerhard Neumann, Grubbert, Dr. Haaſe, 
Dr. Goldammer, Walter Froelich, Dr. Georg 
Lewinſohn, Felix Baswis, Richard Tyhurom, 
Wilhelm Hofmeiſter, Felix Herz, Dr. Grun 
wald, Dr. Georg Sperlich, Dr. Georg Salier, 
Dr. Carl Lent, Dr. Hans Conze. 

Aus dem Juſtizdienſt iſt der Gerichtsaſſeſſor 
Bernhardt ausgeſchieden. 
III. Staats anwaltſchaft. 

Der Amtsrichter Fuiſting aus Gnadenfeld tft 
zum Staatsanwalt bei der Staatsanwaltſchaft II in 
Berlin ernannt. 

IV Rechtsanwälte und Notare. 

Die Rechtsanwälte Isbary in Berlinchen und 
Arndt in Calau find zu Notaren ernannt. Der 
Notar, Geheimer Juſtizrat Braun in Berlin hat 
ſein Amt niedergelegt. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen 
die Rechtsanwälte Hans Hartmann in Berlin bei 
dem Kammergericht, Lagro aus Stettin beim Land⸗ 
gericht I in Berlin, Sali Hugo Gufeld in Berlin 
bet dem Kammergericht, Dr. Erliughagen aus 
Elberfeld und Gronemann aus Hannover bei dem 
Landgericht I in Berlin, Arndt aus Berlin bei 
dem Amtsgericht Calau. 

Die Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Mickuat und Dr. 
Fritz Brandi bei dem Landgericht I in Berlin, 
Hornthal bei dem Amtsgericht in Charlottenburg 
und dem Landgericht III in Berlin mit dem Wohnſitz 
in Charlottenburg, Dr. Salomonski und Dr. 
Wittkowski bei dem Landgericht 1 Berlin. 

In der Liſte der Rechtsanwälte find gelöſcht: 
Die Rechtsanwälte, Geheimer Justizrat Braun bei 
dem Amtsgericht in Charlottenburg, Hans Hart⸗ 


Brüggemann vom Amtsgericht 


vom Amtsgericht Margonin an 
das Amtagericht Berlin⸗Tempelhof, dle Landgerichts⸗ 


mann bei den Landgerichten I, II, II in Berlin, 
Franz Bauer bei dem Landgericht I in Berlin, 
Sali Hugo Gufeld und Guſtav Arndt bei den 
Landgerichten I, IL III in Berlin. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt die bisherigen 
Rechtskandidaten Arthur Graf von der Groeben, 
Dalchow, Biſchoff. 

Die Referendare Harniſch, Dr. Dinge, von 
Bonin find aus dem Juſtizdienſt ausgeſchieden. 

Verſtorben iſt der Referendar Dr. Scheche. 

VI. Subalternbeamte. 

Dem Landgerichtsſekretär Roepke bei dem 
Landgericht 1 in Berlin iſt der Charakter als 
Kanzleirat verliehen. 

186. Der Kataſterkontrolleur, Steuerinſpektor 
Bars zu Calau, iſt mit dem 1. April d. Is. in 
den Ruheſtand verſetzt. An ſeine Stelle tritt zum 
gleichen Zeitpunkte der Kataſterkontrolleur Kurzins 
aus Loetzen. 
Der Lehrerin Ulrike Miſch in Spechts⸗ 
dorf, Kreis Arnswalde, iſt die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 
Vermiſchtes. 
188. Erledigt wird die unter dem Patronat 
des Stlfts Neuzelle ſtehende 2. Predigerſtelle in 
Neuzelle, Diözeſe Guben, durch Verſetzung des Pfarrers 
Grfüündler zum 1. April 1907. 


189. Satzungen 
der Städtiſchen Sparkaſſe zu Fürſtenberg a. Ober. 
Inhaltsangabe. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 

Name, Sitz, Zweck 8 1. 
Gewährleiſtung & 2. 

II. Verwaltung der Kaffe. 
Vorſtand 85 3—8. 
Kaſſenbeamte 88 9, 10. 
Nebenſtellen 88 11, 12. 

II. Geſchäftsbetrieb. 
Annahme der Einlagen 8 13. 
Sparmarken und Abholung der Spareinlagen § 14. 
Sparbücher 88 15, 16. 
Rückzahlung der Einlagen 88 17, 18. 
Geſperrte Sparbücher § 19. 
Uebertragbarkeit der Spareinlagen 8 20. 
Verzinſung der Einlagen 88 21, 22. 
Verkehr durch die Poſt § 23. 
Verfahren bei Verlust eines Sparkaſſenbuches g 24. 
IV. Anlegung der verfügbaren Gelder. 

Allgemeines 8 25. 
Hypotheken und Grundſchulden 8 26. 
Wertpapiere 8 27. 
Darlehen gegen Bürgſchaft 8 28. 
Darlehen gegen Unterpfand 8 29. 
Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände & 50. 
Darlehen an Genoſſenſchafien 8 81. 
Zeitweilige Belegung der Bardeſtände $ 82. 


> 


Darlehen an Mitglieder des Vorſtandes und 

Beamte der Kaſſe § 33. 
Aufbewahrung der Wertpapiere 8 34. 
Anleihen § 35. 
Jahresabſchlüſſe, Ueberſchüſſe, Kursrücklagefonds, 

Reſervefonds, Ueberſchußfonds § 36. 

V. Schlußbeſtimmungen. §8 37—40. 

I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Name, Sitz und Zweck. 
1 


1. Die im Jahre 1855 von der Stadtgemeinde 
Fürſtenberg a. Oder gegründete Sparkaſſe führt den 
Namen Städtiiche Sparkaſſe zu Fürſtenberg a. Oder, 
bedient ſich eines Siegels mit der gleichen Bezeichnung 
und hat ihren Sitz in Fürſtenberg a. Oder. 

2. Sie hat den Zweck, zur ſicheren verzinslichen 
Anlegung von Erſparniſſen und zur Erlangung von 
Darlehen Gelegenheit zu geben. 

i 


Die Sparkaſſe iſt eine öffentliche Gemeinde⸗Anſtalt. 
Ihre Beſtände dürfen nicht mit anderen Beſtänden 
vermiſcht werden. Für ihre Verpflichtungen haſtet 
die Stadtgemeinde Fürſtenberg a. Oder. 

II. Verwaltung der Kaſſe. 
Vorſtand. 
88. 

1. Die Verwaltung der Kaffe wird durch einen 
Vorſtand geführt, welcher aus dem Bürgermeiſter 
als Vorſitzendem und vier von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auf 6 Jahre aus ihrer Mitte oder 
zur Hälfte aus der Zahl der ſtimmfähigen Bürger 
zu erwählenden Mitglieder beſteht. Der Bürger⸗ 
meiſter wird in Behinderungsfällen von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter wie in den ſonſtigen Dienſt⸗ 
geſchäften vertreten. 

2. Vater und Sohn, Schwiegervater und 
Schwiegerſohn, Brüder und Schwäger dürfen nicht 
zugleich Mitglieder des Vorſtandes ſein. Entſteht 
die Schwägerſchaft im Laufe der Wahldauer, ſo 
ſcheidet dasjenige Mitglied aus, durch welches das 
Hindernis herbeigeführt worden iſt. 

3. Die Gewählten bleiben auch nach Ablauf 
ihrer Wahldauer ſo lange in Tätigkeit, bis Neu⸗ 
wahlen ſtattgefunden haben. 

4. Soweit außerordentliche Erſatzwahlen nötig 
werden, bleibt der Erſatzmann nur bis zum Ende 
der Wahldauer des Ausgeſchiedenen in Tätigkeit. 

5. Die Namen des Vorſitzenden, des Stell⸗ 
vertreters und der übrigen Mitglieder werden 
nach der Wahl öffentlich bekannt gemacht. 

6. Der Vorſitzende und die Mitglieder des 
Vorſtandes verwalten ihr Amt unentgeltlich, haben 
edoch Anſpruch auf Reiſekoſten und Tagegelder nach 
den etwa beſtehenden en. Vorſchriften. 


Der Vorſtand vertritt die Sparkaſſe bei allen 
gerichtlichen und außergerichtlichen Geſchäften. 


Der Vorſtand iſt befugt, Mh nicht nur in ein: 


zelnen Fällen durch andere Perſonen vertreten zu 


laſſen, ſondern auch gewiſſe häufig wiederkehrende 
Geſchäfte einem einzelnen ſeiner Mitglieder zu 


übertragen. 


5. 

1. Der Nee führt die laufenden Ge⸗ 
ſchäfte, bereitet die Beſchlüſſe des Vorſtandes vor 
und trägt für ihre Ausführung Sorge. 

2. Er vertritt den Vorſtand nach außen, ver⸗ 
handelt in deſſen Namen mit Behörden und Privat⸗ 
perſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke Namens des Vorſtandes. 

3. Urkunden, welche die Sparkaſſe verpflichten 
ſollen, müſſen von dem Vorſitzenden und 2 Beiſitzern 
vollzogen und mit Siegel oder Stempel verſehen ſein. 
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1. Der Vorſtand verſammelt ſich nach Bedarf 
auf beſondere Einladung des Vorſitzenden. 

2. Der Vorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe nach 
Stimmenmehrheit und kann nur beſchließen, wenn 
außer dem Vorſitzenden 2 Mitglieder beiſammen 
find. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. Die Beſchlüſſe des Vorſtandes 
find ſchriftlich niederzulegen. 

Reviſionen. 


8 70 

1. Die Sparkaſſe iſt monatlich an demſelben 
Tage, an welchem die Kämmereikaſſe revidiert wird, 
vom Vorſtande zu revidieren. Es kann auch eine 
beſondere Reviſionskommiſſion hiermit beauftragt 
werden. 

2. Mindeſtens ein Mal im Jahre hat der 
Vorſtand unter Hinzuziehung des Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers eine auch die Sicherheit der Wertpapiere, 
Hypotheken und Bürgſchaften umfaſſende außer⸗ 
ordentliche Reviſton der geſamten Beſtände der 
Sparkaſſe vorzunehmen. Das darüber aufzunehmende 
Protokoll iſt dem Magiſtrat vorzulegen. Dieſer iſt 
befugt, ein oder zwei ſeiner Mitglieder dem Vor⸗ 
ſtande zu der außerordentlichen Reviſion beizuordnen, 
auch iſt er berechtigt, ſeinerſeits außerordentliche 
Prüfungen der Kaſſe vorzunehmen. 

Rechnungslegung. 
8 


1. Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 
Am Schluſſe des Rechnungsjahres hat die Kaſſe die 
Sparkonten abzuſchließen und die Jahresrechnung 
binnen 6 Monaten dem Magiſtrat einzureichen, der 
fie nach vorgenommener Prüfung der Stadtverord- 
netenverſammlung zur Beſchlußfaſſung über die Ent⸗ 
laſtung vorzulegen hat. f 

2. Das Ergebnis der Jahresrechnung wird 
öffentlich) bekannt gemacht. 

3. Ein Auszug aus den Kaſſenbüchern, welcher 
das Guthaben jedes Sparers (nach Nummern, nicht 
nach Namen) am Schluſſe des Rechnungsjahres 
nachweist, iſt nach Abſchluß der Jahresrechnung in 


36 


der Sparkaſſe zur Einſicht für die Sparer auszu⸗ 
legen. Auch iſt jedem Sparer geſtattet, ſich jeder 
Zeit von der Uebereinſtimmung ſeines Sparbuches 
mit dem entſprechenden Konto des Kaſſenbuches 
durch Einſicht des letzteren zu überzeugen. 
Kaſſenbeamte. 
9 


1. Zur Beſorgung der Kaſſengeſchäfte muß min⸗ 
deſtens ein Kaſſenführer und ein Gegenbuchführer 
angeſtellt werden. 

2. Die Kaſſenbeamten ſind als Beamte der Stadt 
anzuſtellen. Ueber die von ihnen zu leiſten de Sicher⸗ 
heit beſchließen die ſtädtiſchen Körperſchaften. Auf 
die Anſtellung dieſer Beamten, die Beſoldung, die 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgung finden die für die 
Kommunalbeamten geltenden Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 30. Juli 1899 (G.⸗S. S. 141) und 
des erlaſſenen Ortsſtatuts Anwendung. Die Namen 
des Kaſſenführers und des Gegenbuchführers werden 
öffentlich bekannt gemacht. 6 

10. 

1. Alle Quittungen über eingehende Zahlungen. 
ſowle alle Eintragungen in die Sparbücher find 
vom Kaſſenführer und Gegenbuchführer gemein⸗ 
ſchaftlich zu vollziehen. Die Namen der zur Quit⸗ 
tungsleiſtung berechtigten Kaſſenbeamten ſind im 
Kaſſenlokal auszuhängen. 

2. Im übrigen wird die Geſchäftsführung der 
Beamten durch eine vom Magiſtrat zu erlaſſende 
Geſchäftsanweiſung geregelt. 

3. Alle bei der Kaſſenverwaltung und den 
Kaſſenreviſionen beteiligten Perſonen find zur Amts⸗ 
verſchwlegenheit verpflichtet. 

Nebenſtellen 
11 


1. Der Vorſtand iſt ermächtigt, mit Geneh⸗ 
migung des Magiſtrats innerhalb der Stadt Spar⸗ 
kaſſen⸗Nebenſtellen einzurichten und die zu ihrer Be⸗ 
auffichtigung nötigen Anordnungen zu treffen. 

2. Die Verwalter der Nebenſtellen werden vom 
Magiſtrat beſtellt, die ihnen zu gewährenden Ver⸗ 
gütungen werden durch Beſchluß der ſtädtiſchen 
Körperſchaften feſtgeſetzt. 

12 


1. Die Nebenſtellen ſind ermächtigt, gegen 
vorläufige Beſcheinigung in einem vom Vorſtand zu 
beſtimmenden Umfange 
1. namens der Sparkaſſe Einlagen in Empfang 
zu nehmen, 

. Einlagen und Zinſen gegen Quittungsleiſtung 
für die Sparkaſſe zurückzuzahlen, 

„Kündigungen von Spareinlagen mit rechtlicher 
Wirkung anzunehmen, 

. Sparbücher zur Herbeiführung der Zinſen⸗ 
zuſchreibung in Empfang zu nehmen. 
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2. Binnen 6 Wochen vom Tage der Einzahlung 


ab iſt das mit dem Eintragungsbvermerk des Kaſſen⸗ 
führers und Gegenbuchführers verſehene Sparbuch 


gegen Rückgabe der vorläufigen Beſcheinigung bei 
dem Verwalter der Nebenſtelle abzuholen. 

3. Mit Ablauf dieſer Friſt verliert die vor⸗ 
läufige Beſcheinigung ihre Beweiskraft gegen die 
Sparkaſſe auch in den unter 2, 3 und 4 gedachten 
Fällen. Falls der beſcheinigte Betrag nicht zur 
Sparkaſſe gekommen iſt, kann der Inhaber ſeine 
Anſprüche nur noch gegen den Verwalter der Neben⸗ 
ſtelle geltend machen. 

4. Das Sparbuch wird ſtets bei der Haupt⸗ 
ſtelle ausgefertigt, welche auch das dazu gehörige 
Konto führt. Das Buch iſt der Nebenſtelle zur 
Weitergabe an die Hauptſtelle einzureichen. 

5. Wird das ganze Guthaben zurückgezahlt, ſo 
iſt das Buch von dem Empfänger mit ſeiner Quittung 
zurückzugeben. 

6. Der geſamte Geſchäftsbetrieb der Neben⸗ 
ſtellen wird durch eine vom Sparkaſſen⸗Vorſtand zu 
erlaſſende Anweiſung geregelt. 

III. Geſchäfts betrieb. 
Annahme e 


1. Von der Sparkaſſe werden Einlagen von 
1 Mark bis zu 6000 Mark angenommen. 

2. Höhere Einlagen auf ein Buch ſind nur 
mit Genehmigung des Vorſtandes zuläſſig. Es 
können für ſolche Einlagen ein beſonderer Zinsfuß 
und beſondere Kündigungsbedingungen vereinbart 
werden. 

3. Einlagen von nicht im Bezirke des Kreiſes 
wohnenden Perſonen können zurückgewieſen werden. 
Sparmarken und Abholung 
der Spareinlagen. 


1. Zur Förderung des Sparens durch Samm⸗ 
lung geringer Beträge zur ſpäteren zinsbaren Anlage 
können Sparmarken ausgegeben werden. Die Spar⸗ 
kaſſe iſt nicht verpflichtet, für verlorene Sparmarken 
Erſatz zu leiſten. 

2. Von ſolchen Sparern, die ſich der Kaſſe 
gegenüber zu regelmäßigen Einlagen erbieten, können 
auch Sparbeträge durch Boten der Kaſſe abgeholt 
werden. Für die an den Boten ordnungsmäßig 
geleiſteten Zahlungen haftet die Sparkaſſe. 

3. Alle weiteren Beſimmungen hierüber erläßt 


der Vorſtand. 
Sparbücher. 
15 


1. Jeder Elnleger erhält ein auf Namen lauten⸗ 
des, nach Vorſchrift des 8 5 zu vollziehendes Abs 
rechnungsbuch (Sparbuch), welchem ein Abdruck der 
Satzung und eine Zinsrechnungstabelle beigefügt iſt. 

2. Bel allen Einzahlungen und Abhebungen 
iſt das Sparbuch vorzulegen. 

3. Die aufgelaufenen Zinſen werden im Spar⸗ 
buche bei Gelegenheit einer neuen Einzahlung oder 
Abhebung von Spargeldern zugeſchrieben. Den 
Sparern ſteht es jedoch frei, das Sparbuch allzähr⸗ 


5% 


lich nach Schluß des Rechnungsſahres zur Ein⸗ 
tragung der Zinſen vorzulegen. 8 3 
4. Eintragungen in die Sparbücher ſind für 
die Sparkaſſe nur verbindlich, wenn ſie vom Kaſſen⸗ 
führer und vom Gegenbuchführer vollzogen ſind. 
5. Bei völliger Rückzahlung der Einlage iſt 
das Sparbuch quittiert als Belag zurückzugeben. 
6. Bei Ausſtellung eines Sparbuches iſt von 


dem Einleger eine Gebühr von 20 Pfennig zu ent⸗ 
richten. 


16. 

Die Sparbücher 100 die Konten der Sparkaſſe 
werden unter fortlaufender Nummer geführt. Er⸗ 
loſchene Konten können wiederbelegt werden. 

Rückzahlung 5 Einlagen. 
1 


1. Die Sparkaſſe iſt berechtigt, aber nicht ver⸗ 
pflichtet, jedem Inhaber des Sparbuches gegen deſſen 
Vorzeigung oder Rückgabe den Betrag, auf den es 
lautet, teilweiſe oder ganz auszuzahlen, ohne dem 
Einleger oder deſſen Rechtsnachfolger zur Gewähr⸗ 
leiſtung verpflichtet zu ſein, wenn nicht vor der 
Auszahlung ein Einiprud; dagegen angebracht und 
in die Bücher der Kaſſe eingetragen worden iſt. 

2. Ein ſolcher Einſpruch wird wirkungslos, 
wenn er nicht, abgeſehen von der Geltendmachung 
durch eine öffentliche Behörde, binnen 4 Wochen nach 
ſeiner Erhebung gemäß den 88 916ff. der Zivil 
prozeßordnung durch Zuſtellung einer Arreſt⸗ oder 
einſtweiligen Verfügung oder durch Vorlegung eines 
rechtskräftigen Urteils wiederholt worden iſt. 

Der Sparer kann verlangen, daß die Kaſſe 
nur an eine von ihm bezeichnete Perſon oder deren 
Rechte nachfolger zahlt. In dieſem Falle iſt bei 
dem betreffenden Konto und im Sparbuche ein ent⸗ 
ſprechender Vermerk zu machen. 

4. Sparbücher über Mündelgelder ſind als 
ſolche auf dem Buche und auf dem Konto zu be⸗ 
zeichnen; zu Abhebungen iſt, abgeſehen von Zins⸗ 
erhebungen, die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundſchaftsgerichtes beizubringen. Der 
Nachweis der Genehmigung durch den Gegenvor⸗ 
mund oder das Vormundſchaftsgericht iſt nicht er⸗ 
forderlich, wenn der Vormund oder Pfleger ſeine 
Befreiung hiervon auf Grund der 88 1852, 1855, 
1903, 1904 oder 1917 B. G.⸗B. nachweist. 

18. 

1. Soweit der en ber Kaſſe es erlaubt, 
werden die von den Einlegern zurüdgeforberten 
Summen ſofort bezahlt. Zur ſofortigen Zahlung 
ift die Kaffe aber nur bei Beträgen bis zu 50 
Mark verpflichtet. Im übrigen erfolgt die Rück⸗ 


gewähr von Einlagen 
von 50 Mark bis 150 Mark 2 Wochen 
von 150 Mark bis 300 Mark 1 Monat 
von 300 Mark bis 1500 Mark 3 Monate 
über 1500 Mark 6 Monate 


nach erfolgter Kündigung. Kündigungen werden 


als ungeſchehen betrachtet, wenn der Berechtigte 
binnen 8 Tagen vom Auszahlungstage ab das 
Geld nicht erhebt. Der Vorſtand iſt berechtigt, bei 
Nichtabhebung des Geldes am Aus zahlungstage die 
Verzinſung für den laufenden Monat einzuſtellen. 

2. Vor Ablauf der Rückzahlungsfriſt nach er⸗ 
folgter Kündigung iſt der Einleger ſelbſt dann nicht 
zu weiteren Kündigungen berechtigt, wenn die Kaſſe 
etwa den erſten Betrag vor Ablauf der Kündigungs⸗ 
friſt gezahlt hat. 

Geſperrte 1 
19. 


1. Auf Antrag kann ein Sparbuch bis zu 
einem beſtimmten Termin oder bis zum Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes dadurch geſperrt wer⸗ 
den, daß vom Kaſſenführer und Gegenbuchführer 
ein Sperroermerk in das Sparbuch eingetragen 
wird. Die Sperrung hat die Wirkung, daß die 
Sparkaſſe das Guthaben nur nach Maßgabe dieſes 
Vermerks auszahlen darf. Vorzeitig darf der Sperr⸗ 
vermerk nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung des 
Vorſtandes aufgehoben werden. 

Uebertragbarkeit 05 Spareinlagen. 


Die Sparkaſſe kann mit anderen öffentlichen 
Sparkaſſen Uebereinkommen treffen, wonach auf 
Wunſch eines Sparers deſſen Guthaben auf eine 
andere Sparkaſſe ohne Unterbrechung der Ver⸗ 
zinſung überwieſen werden kann. Die näheren 
Feſtſezungen über das Verfahren und die Koſten 
u. ſ. w. trifft der Vorſtand. 

Verzinſung = Einlagen. 


1. Von ſämtlichen Einlagen wird jede volle 
Mark mit 31/5 % verzinft. Beträge unter einer 
Mark werden nicht verzinſt. 

2. Die ſtädtiſchen Körperſchaften ſind ermäch⸗ 
tigt, den Zinsiuß bis auf 5% zu erhöhen oder bis 
zu 89%, zu ermäßigen. Jede Ermäßigung bedarf 
der Genehmigung des Oberpräſidenten. 

3. Jede Veränderung des Zmsfußes iſt ge⸗ 
mäß 8 39 zweimal in einem Zeitraum von zwei 
Wochen öffentlich bekannt zu machen und tritt 
früheſtens zwel Monate nach der zweiten Bekannt⸗ 
machung in Kraft. Eine Herabſetzung des Zins⸗ 
fußes darf ſich niemals auf die Vergangenheit 
erſtrecken. 

4. Die Zinſen werden vom erſten Tage des 
auf den Tag der Einzahlung folgenden Monat 
berechnet. Für Einlagen, die in den erſten 3 Kal 
tagen des Monats gemacht werden, werden a 
den laufenden Monat Zinſen gewährt. Bei 
zahlungen werden die Zinſen ſtets nur bis zum 1. 
desjenigen Monats berechnet, in welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgt. Für die an den letzten beiden 
Tagen eines Monats abgehobenen Summen werden 
die Zinſen bis zum Schluſſe des Monats, in welchem 
die Rückzahlung erfolgt, berechnet. 
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5. Die ſtädtiſchen Körperſchaften find ermächtigt, 
die vorſtehend genannten Friſten ander weit feſtzuſetzen. 
22. 


1. Am Schluſſe des Rechnungsjahres werden 
die Zinſen den Einlagen zugeſchrieben und von da 
ab mit verzinſt. 

2. Meldet ſich ein Berechtigter innerhalb 
30 Jahren ſeit der letzten Vorzeigung des Spar: 
buches nicht bei der Sparkaſſe, ſo hört mit dem 
Ablauf dieſer 30 Jahre die weitere Verzinſung 
ſeines Guthabens auf. 

3. Sind 50 Jahre ſeit der letzten Einzahlung 
oder Rückzahlung verfloſſen, ſo kann nach vorauf⸗ 
gegangener Bekanntmachung das Guthaben der Stadt 
Fürſtenberg a. Oder zur Verwendung für gemein⸗ 
nützige Zwecke überwieſen werden. 

Verkehr durch die Poſt. 
23 


1. Die Sparkaſſe ift verpflichtet, durch die 
Poſt eingehende Geldzahlungen anzunehmen und 
auf Wunſch Rückzahlungen durch die Poſt auf 
Koſten des Sparers zu bewirken. 

2. Eine Gewährleiſtung irgend einer Art aus 
dieſen Ueberſendungen übernimmt die Sparkaſſe nicht. 
Verfahren bei Verluſt eines Sparbuches. 

24 


Der Verluſt eines Sparbuches iſt der Spar⸗ 
kaſſe anzuzeigen, welche den Verlust, ohne die Legi⸗ 
timation des Anzeigenden zu prüfen, in ihren 
Büchern vermerkt. Vermag der Verlierer die Ver⸗ 
nichtung des Sparbuches auf eine überzeugende 
Weiſe darzutun, ſo wird ihm auf Beſchluß des 
Vorſtandes ein neues Buch auf Grund der Kaſſen⸗ 
bücher ausgefertigt. In allen übrigen Fällen muß 
das Sparbuch nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
aufgeboten und für kraftlos erklärt werden. 

IV. Anlegung der verfügbaren Gelder. 

Allgemeines. 
8 25. 
Die Gelder der Sparkaſſe werden zins⸗ 
bar angelegt: 
1. in Hypotheken oder Grundſchulden (8 26), 
2. in Wertpapieren (8 27), 
3. in Darlehen gegen Bürgſchaft (5 28), 
4. in Darlehen gegen Unterpfand (8 29), 
5. in Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände 


in Darxlehen-an Genoſſenſchaften (8 31), 
ergehend bei öffentlichen Banken (8 32). 
a Grundſchulden. 

8 26 


Gegen Hypothek oder Grundſchuld können 
ndſtücke innerhalb des Garantieverbandes und 
der Kreiſe Guben, Weſt⸗Sternberg, Oſt⸗Sternberg, 
Kroſſen, Lübben, Lebus und Beeskow⸗Storkow be⸗ 
liehen werden, ſobald fie genügende Sicherheit bieten. 
Genügende Sicherheit wird angenommen, wenn die 
Forderung ſich bewegt: 


a) innerhalb des 22 ½ fachen Grundſteuerrein⸗ 
ertrages und des 12½ fachen Gebäudeſteuer⸗ 
nutzungswertes, 

b) bei land» und forſtwirtſchaftlich genutzten Grund⸗ 
ſtücken innerhalb zwei Dritteln, bei Hausgrund⸗ 
ſtücken innerhalb der erſten Hälfte des durch 
Taxe feſtgeſtellten Wertes. 

2. Als Taxen im Sinne des Buchſtaben b 
gelten nur ſolche, welche entweder 

1. den Vorſchriften des Art. 73 8 1 Abſ. 2 des 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche vom 20. September 1899 entsprechen, oder 

2. von einer öffentlichen Feue ſozietät aufgenommen 
ſind, oder 

3. durch zwei vom Magiſtrat beſtimmte und ge⸗ 
richtlich vereidigte Taxatoren abgegeben ſind. 
Bei Beleihungen von Grundſtücken, die nicht 
im Bezirke des Garantieverbandes belegen ſind, 
kann der Vorſtand ſich auch der Taxatoren 
derjenigen Sparkaſſe bedienen, in deren Bezirk 
das zu beleihende Grundſtück liegt. 

3. Es dürfen nicht beliehen werden: 

1. unbebaute Bauſtellen an nicht bebauungsfähigen 
Straßen. 

2. Grundſtücke und Gebäude, ſoweit deren Wert 
auf induſtrieller Nutzung beruht. 

3. Grundſtücke, die durch ihre Ausnutzung ver⸗ 
ſchlechtert werden (Lehm-, Ton⸗ oder Kles⸗ 
gruben, Torfſiche uſw.). 

4. Hypoihekendarlehen können auch mit Til 
gungszwang gewährt werden. Die Bedingungen, 
unter denen ſolche Hypotheken ausgeliehen werden, 
werden vom Vorſtande feſigeſetzt. 

Wet 


1. An Wertpapieren dürfen nur ſolche er⸗ 
worben werden, in denen Mündelgelder belegt werden 
können (88 1807, 1808 B. G.⸗B. und Art. 74 
des Ausführungsgeleges zum B. G.⸗B. vom 
20. September 1899). 

2. Mindeſtens 25% der Geſamtbeſtände der 
Sparkaſſe einſchließlich des Kursrücklage⸗ und Reſerve⸗ 
fonds müſſen in ſolchen Wertpapieren angelegt ſein, 
die zum Handel an der Berliner Börſe zugelaſſen 
ſind und dort regelmäßig in größeren Poſten ge⸗ 
handelt werden 

Darlehen gegen Bürgſchaft. 


1. Darlehen gegen Bürgſchaft werden auf 
Schuldſchein oder Wechſel gewährt, jedoch nur an Ein⸗ 
wohner des Landkreiſes Guben und Weſt⸗Sternberg, 
wenn zwei als ſicher anerkannte Perſonen ſich für Kapital, 
Zinſen und Koften ſelbſiſchuldneriſch verbürgen. 

2. Derartige Darlehns⸗ und Bürgſchafts“ 
ſchulden ein und derſelben Perſon dürfen zuſammen 
die Summe von 3000 Mark nicht über fie 
Sie dürfen nicht über 12 Monate laufen. Ver“ 
längerungen dieſer Darlehen ſollen nur aus nahm“ 
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weiſe und in der Regel nur dann bewilligt werden, 
wenn eine Abzahlung von mindeſtens 10% der 
urſprünglichen Darlehnsſchuld geleiſtet wird. 

3. Die Ausleihungen dieſer Art dürfen in 
ihrer Geſamtheit 10%, des Geſamteinlagebeſtandes 
der Sparkaſſe nicht überſteigen. 

4. Wer die Kaſſe in die Lage verſetzt hat, 
einen Bürgen in Anſpruch nehmen zu müſſen, kann 
niemals wieder ein Bürgſchaftsdarlehen aus der 
Kaſſe erhalten oder als Bürge auftreten. 


Darlehen gegen Unterpfand. 


8 29. 

1. Darlehen werden us Schuldſchein oder 
Wechſel gewährt gegen Verpfändung 

ben peilen und Grundſchuldbriefen mit 
der im § 26 verlangten Sicherheit oder 

b) von Wertpapieren der im $ 27 bezeichneten 
Art, oder * 

c) von Sparbüchern ſolcher öffentlichen Spar⸗ 
kaſſen, welche zur Anlegung von Mündelgeldern 
für geeignet erklärt ſind. 

2. Wertpapiere dürfen nur bis zu ¼ des 
Kurswerts, niemals aber über den Nennwert hin⸗ 
aus beliehen werden. Sinkt der Kurs, ſo iſt das 
Pfand eniſprechend zu ergänzen oder das Darlehen 
ſofort zurückzuzahlen. 

3. Sparbücher dürfen bis zu %ıo des Nenn: 
werts beliehen werden. Das Darlehn darf erſt 
ausgezahlt werden, wenn die Sparkaſſe, welche das 
Sparbuch ausgeſtellt hat, von der Verpfändung be⸗ 
nachrichtigt iſt und den Empfang der Nachricht 
beſtätigt hat. 

Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände. 
30 


1. Darlehen an Keiſe, Gemeinden (politiſche, 
Kirchen⸗ oder Schulgemeinden) und ſonſtige mit 
Körperſchaftsrechten ausgeſtattete öffentlich rechtliche 
Verbände des Deutſchen Reiches können gegen vor⸗ 
ſchriftsmäßige Schuldverſchreibungen mit Tılgungs- 
zwang gewährt werden, ſofern die Anleihe ordnungs⸗ 
mäßig beichloſſen und von der zuſtändigen Behörde 
genehmigt worden iſt. 

50 1 Darlehen ſolcher Art dürfen insgeſamt 
jen — Geſamtbeſtandes der Sparkaſſe, die 
ae e 5 
nicht ii 8 . Garantieber band allein 25 % 

e Erwerb von Anleiheſcheinen, die vom 
Garamtleverbonde ausgegeben non der Hingabe 
von Darlehen an ihn gleich zu achten. 


Darlehen an Genoſſenſchaften. 
31. 


Darlehen können gewährt werd Genoſſen⸗ 
ſchaften mit unbeſchrankier Haft e 
pflicht, ſowie an Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Hafipflicht, jedoch unter Ausſchluß von Kredit⸗ 


genoſſenſchaften gemäß dem Mini 
31. Oktober 1901. 5 ſterlalerlaſſe vom 


Beitweilige egugg der Barbeſtände. 
8 35 


1. Verfügbare Gelder können ohne Beſtellung 
einer Sicherheit vorübergehend hinterlegt werden bei 
der Reichsbank, einer Staatsbank oder einer anderen 
durch Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten 
Bank, bei der Preußtſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe oder bei einer ſonſtigen preußiſchen öffentlichen 
Bankanſtalt (Landesbank, landſchaftlichen, ritier- 
ſchaftlichen Darlehnskaſſe) oder bei der Provinzial⸗ 
Haupikaſſe, oder bei öffentlichen Sparkaſſen, welche 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. 

2. Auch kann die Sparkaſſe in Scheckver kehr 
mit den vorbezeichneten Banken und Kaſſen treten. 
Das Scheckbuch iſt in gemeinſchaftlichem Verſchluſſe 
des Vorſitzenden oder eines Mitgliedes des Vor⸗ 
ſtandes und des Kaſſenführers aufzubewahren; die 
Schecks ſind durch den Vorſitzenden oder bel deſſen 
Behinderung durch ein Müglied des Vorſtandes und 
durch den Kaſſenführer gemeinſchaftlich zu vollziehen. 

Darlehen an Mitglieder des Vorſtandes 
und Beamte der Kaſſe. 
33 


1. An die Mitglieder des Vorſtandes und die 
Beamten der Kaffe dürfen Darlehen gegen Schuld⸗ 
ſchein oder Wechſel nicht gegeben werden. 

Auch dürfen dieſe Perſonen nicht als Bürgen 
$ 28 angenommen werden. 

Aufbewahrung 5 Wertpapiere. 


Die Wertbeſtände der Sparkaſſe ſind unter 
gemeinſchafilichem Verſchluß des Vorfipenden, eines 
Vorſtandsmitgliedes und des Rendanten, die Wert⸗ 
papiere geirennt von den zugehörigen Zinsſcheinen 
und Zinsanweiſungen aufzubewahren, oder bei den 
im § 31 genannten Inſtttuten niederzulegen. 

Anleihen. 
& 35. 

1. Für den Fall vorübergehenden Geldbedarfs 
it der Vornand ermächtigt, die erforderlichen Geld: 
mittel durch Verpfändung von Hypotheken oder 
Wertpapieren zu beſchaffen. 

2. Die Beſtände des Reſervefonds dürfen nur 
verpfändet werden, ſoweit es ſich um die Deckung 
der aus dem Reſervefonds zu beſtreitenden Aus⸗ 
gaben handelt. 

Jahresabſchlüſſe, Ueberſchüſſe, Kursrück⸗ 
lagefonds, Reſervefonds, Ueberſchußfonds. 
36 


8 36. 

1. In den Jahresabſchluß ſind die kursfähigen 
Werlpapiere zum Tageskurſe am letzten Tage des 
Rechnungsjahres. aber nicht über dem Ankaus werte, 
die nicht kursfähigen Wertpapiere zum Ankaufs⸗ 
werte, aber nicht über dem Nennwerte einzuſtellen. 

Zur Deckung etwaiger Ausfälle wird ein 
Kursrücklagefonds und ein Reſervefonds gebildet, 
deren Beſtände von den übrigen Sparkaſſenbeſtänden 
getrennt zu verwalten und zu buchen ſind. 

18 


6o 


8. Der Kursrücklagefonds wird aus den Kurs 
gewinnen gebildet, die durch Verkauf oder Aus» 
loſung von Inhaber popieren entſtehen; er dient zur 
Deckung eiwaiger Kursberluſte. Die von ihm auf: 
kommenden Zinſen ſind ihm unverkürzt zuzuführen. 

4. Zum Reſerbefonds find die Jahreeüberſchüſſe 
zu vereinnahmen, das heißt die Zingüberſchuſſe, 
welche nach Bildung dee Kursrücktagefonds und 
nach Beureitung der Verwaltungskonen und der 
aus dem Kursrücklagefonde nicht gedeckten Ausfälle 
verbleiben. Die vom R. ſervefonds aufkommenden 
Zinſen gebören nicht zu den Jahresüberſchüſſen, 
ſondern werden dem Reſerdbefonds unverkürzt gut 
geſchrieben, dis dieſer 10% des Geſamiguthavens 
der Sparer zuzüglich der Sp rerzinſen erreicht har. 

5. Sohuld der Reſeroefonds den Beirag von 
5% des Geſamiguthapens der Sparer zuzüglich 
der Sparerzinſen erreicht hat, können die Jahres- 
üverſchüſſe zur Hälfte, ſobald er 10% erreicht hat, 
in ihrem vollen Betrage, ſowie die Zinſen des 
Reſeroefonds mit Genehmigung des Regierunge⸗ 
präfidenten zu gemeinnützigen Zwecken des Garantie 
verbandes verwendet werden 

6. Verfügbare Ueberſchüſſe, welche nicht ſofort 
verwendet werden ſollen, können mit Genehmigung 
des Regierungspräſidenten zu einem Urberſchußfonds 
angeſammelt werden. Die Verwendung der Be⸗ 
ſtände des Ueberſchußfonds zu gemeinnützigen Zwecken 
des Garantteverbandes bleibt an die Genehmigung 
des Regierungepräſidenten gebunden und iſt nur 
zuläſſig, wenn und ſoweit Neferves und Ueberſchuß 
fonds zuſammen die in Abſatz 5 vorgeſehenen 
Mindeſibeträge erreicht haben 

V. Schlußbeſtimmungen. 


8 37. 

1. Dieſe Satzung kann durch Beſchluß der 
ſtädtiſchen Körperſchatten mit Genehmigung des 
Ober: Bräfidenten abgeändert werden. Die Abände⸗ 
rungen find öffentlich bekannt zu machen. In dieſer 
Bekunntmachung in ausdrücklich hervorzuheben, daß 
die Aenderungen mit einem beſtimmt zu bezeichnen: 
den Taue in Kraft treten und von da ab auch für 
alle feitherigen Sparer Anwendung finden, welche 
nicht vorher ihre Einlagen gemäß § 18 gekündigt 
haben würden. 38 


1. Die eee, Ae ſind ermäch⸗ 
ligt, die Aufhebung der Sparkaſſe zu beſchließen 
Ein ſolcher Beſch uß bedarf der Genehmigung des 
Overpräfidenſen und fit nach deren Erteilung drei 
mal in Zwischenräumen von je 3 Wochen bekannt 
zu machen, unter gleichzeinger Aufkündigung der 
Guthaben zu einem bemmmten Tage. Zwiſchen 
dieſem Tage und der er gen Bekanmmachung muß 
elne Friſt gon mindeſtens 3 Monaten liegen. 

2. Die Guthaben, meſche m'olae ſolcher Kün⸗ 


digung bis zu dem feſtgeſetzten Termine nicht zurück⸗ 
genommen find, werden nicht weiter verzinſt, ſon⸗ 
dern auf Gefahr und Koſten der Empfangsberech⸗ 
tigten hinterlegt. 

3. Die Beſtände des Kursrücklagefonds, des 
Reſervefonds und des Ueberſchußfonds werden nach 
Beſchluß der ſtädfiſchen Körperſchaften mit Geneh⸗ 
migung des Regierungspräſidenten für gemeinnützige 
Zwecke zu Gunſten der Stadt verwendet 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Spar⸗ 
kaſſe erfolgen durch das Kreisblatt für den Land⸗ 
kreis Guben. Erforderlichen Falles beſtimmt der 
Vorſtand andere Zeitungen, in denen die öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen zu erſcheinen haben, und 
macht dies öffentlich bekannt. 

8 40. 

Die vorſtehende Satzung wird nach Vorſchrift 
des § 40 des derzeitigen Statuts durch das Amis— 
blatt der Königlichen Regierung u Frankfurt a. O. 
und die Fürnenberger Zeitung bekannt gemacht und 
tritt mit dem noch näher bekannt zu machenden 
Tage ab in Kraft. 

Mit demſelben Zeitpunkte treten die bisherigen 
Statuten vom 20. Augult 1830, beitätigt am 2. Okto⸗ 
ber 1880 und die zu dieſem Statut erlaſſenen Nach⸗ 
träge außer Kraft. 

Fürſienberg a. Oder, den 30. Mai 1906. 

Der Magiſtrat. 
gez. Coll ina, Rutſch, 
Bürgermeiſter. Beigeordneter. 


Die vorſtehende Satzung der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe zu Fürſtenberg a. Oder wird hierdurch genehmigt. 
Potsdam, den 14. Januar 1907. 
0. P. 736 (E. 
Der Oberpräſident. gez. von Trott zu Solz. 


Die vorſtehende Satzung wird hiermit zur 
öffentlichen Kennmis gebracht. Dieſelbe tritt mit 
dem 1. April 1907 in Kraft und findet von da ab 
auch für olle ſeitherigen Sparer Anwendung, welche 
nicht oorher ihre Einlagen gemäß § 27 des derzeitigen 
Stature gekündigt bezw. zurückerhalten haben. 

Fürstenberg a. Oder, den 1. Februar 1907. 

Der Magiſtrat Colltna. 
190. Die Eröffnung des nächſten Kommunale 
Landtogs des Markaraftums Niederlaufitz it auf 

den 7. April d. Is. 

feſtgeſetzt worden, was wir hierdurch mit dem Be⸗ 
me ken zur allgemeinen Kenntnis bringen, daß die 
an denſelben eiwa zu richtenden Anträge wenigſtens 
14 Tage zuvor hierher einge eicht werden müſſen. 

Lübben, den 5. Mär, 1907. 

Landes- Peput tion des Markgraftums Niederlaufiß- 
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